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Antrag   
der AfD-Fraktion 

Konzept zu Erhaltung, Ausbau und Erweiterung regionaler Wertschöpfungsketten 

Der Landtag stellt fest: 
 
Die Landwirtschaft in Brandenburg ist exportorientiert. Ihre Wettbewerbsfähigkeit auf inter-
nationalen Märkten kann durch EU-Agrarsubventionen nicht mehr kompensiert werden. Auf 
dem heimischen Markt spielen regionale Vermarktungsstrukturen eine untergeordnete 
Rolle. Es fehlen belastbare Kooperationen zwischen Agrarbetrieben, Verarbeitern und Ein-
zelhandel.  
 
Die verarbeitende Industrie in Brandenburg erfährt mit der Schließung des Schweine-
schlachthofes Perleberg und der Schließung der Eberswalder Wurstwerke einen tiefgreifen-
den Abstieg. Wertvolle Arbeitsplätze entfallen, Schlachtung und Fleischverarbeitung finden 
andernorts statt, Tiertransporte verlängern sich. 
 
Ursache für die mangelnde regionale Vermarktung ist nicht fehlende Nachfrage, sondern 
ein Kosten- und Regulierungsumfeld, das regionale Kreislaufwirtschaft gegenüber überre-
gionalen und internationalen Lieferketten systematisch benachteiligt. Steigende Energie-, 
Arbeits- und Compliance-Kosten belasten insbesondere kleine und mittlere Verarbeitungs-
betriebe überproportional. Komplexe Genehmigungs- und Zulassungsverfahren verhindern 
Neugründungen und Betriebsnachfolgen. 

Durch erweiterte Zollfreiheit von Agrarprodukten aus der Ukraine sowie Importe aus weite-
ren Drittländern mit niedrigeren Standards in der Lebensmittelproduktion als in der EU kann 
die Lebensmittelsicherheit nicht mehr garantiert werden. Schon jetzt finden sich Rückstände 
von Pflanzenschutzmitteln und Antibiotika in unseren Nahrungsmitteln, die in der EU längst 
verboten sind.1 Verbraucher wissen bei verarbeiteten Lebensmitteln nichts über deren Her-
kunft und Bedingungen der Produktion. 
 
Der Landtag möge beschließen: 
 
1. Die Landesregierung soll ein umfassendes Strategiekonzept „Regionale Ernährungs-

wirtschaft Brandenburg – Entlastung und Entbürokratisierung bis 2030“ erarbeiten und 
dem Landtag bis zum vierten Quartal 2026 vorlegen. Dieses Konzept soll konkrete 
Maßnahmen zur Senkung der regulatorischen und steuerlichen Belastung regionaler 
Erzeuger, Verarbeiter und Vermarkter enthalten und auf messbare Ziele zur Stärkung 
regionaler Wertschöpfungskreisläufe ausgerichtet sein.  

 
1 Vgl. u.a. PAN-Europe-Analysen 2025, in: https://www.pan-europe.info/resources/reports, abgerufen am 
26.03.2026; CVUA Karlsruhe 2024, in: https://www.ua-bw.de/pub/default.asp?subid=2, abgerufen am 
26.03.2026.  
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2. Genehmigungsverfahren für lebensmittelverarbeitende Betriebe, Direktvermarkter und 

Schlachtstätten sind auf Landesebene substanziell zu vereinfachen. Insbesondere 
sind Doppelprüfungen zwischen Bau-, Umwelt- und Lebensmittelrecht zu beseitigen, 
Genehmigungsfristen verbindlich zu verkürzen und für Kleinstbetriebe vereinfachte 
Zulassungsverfahren einzuführen. Baugenehmigungen für landwirtschaftliche Be-
triebe, insbesondere für Ställe, Lager- und Verarbeitungshallen, Silos und Direktver-
marktungseinrichtungen, sind nach der Brandenburgischen Bauordnung zu vereinfa-
chen und die Genehmigungsgebühren für landwirtschaftliche Wirtschaftsbauten spür-
bar zu senken. 

3. Bei der öffentlichen Beschaffung von Lebensmitteln sind regionale Herkunft und kurze 
Transportwege als vorrangige Zuschlagskriterien neben dem Preis zu verankern. Auf 
Bundesebene ist auf eine verbesserte Herkunftskennzeichnung für verarbeitete Le-
bensmittel hinzuwirken, um informierte Kaufentscheidungen der Verbraucher zu er-
möglichen. 

Begründung: 
 

Dass nur geringe Anteile der hier erzeugten Nahrungsmittel regional verarbeitet und ver-
marktet werden, ist kein Marktversagen, sondern Folge eines regulatorischen Umfelds, das 
überregionale Lieferketten gegenüber regionalen Kreislaufstrukturen begünstigt. 

Die Betriebskosten brandenburgischer Agrarbetriebe sind durch höhere Energie- und Ar-
beitskosten sowie kumulative Regulierungslasten erheblich gestiegen. Kleine und mittlere 
Verarbeitungsbetriebe, wie Schlachthöfe, Molkereien, Mühlen und Bäckereien, sind davon 
überproportional betroffen, weil sie dieselben bürokratischen Anforderungen erfüllen müs-
sen wie Großbetriebe, ohne über deren Skaleneffekte zu verfügen. 

Es fehlt ein übergreifendes Konzept, wie in Brandenburg erzeugte Lebensmittel wieder kon-
kurrenzfähig für die Verarbeitung und Vermarktung in Brandenburg und Berlin werden. Es 
ist leicht zu erkennen, dass diesen nicht die Attraktivität fehlt, sondern der gezielte Abbau 
finanzieller und bürokratischer Hindernisse in der Landwirtschaft. 
 
Durch kumulative Umwelt-, Tierhaltungs- und Dokumentationsauflagen sowie durch stei-
gende Energie- und Arbeitsmittelkosten erhöhen sich die Produktionskosten der Agrarbe-
triebe um bis zu 30 Prozent.2 Diese Kosten werden nur noch zum Teil durch EU-Agrarsub-
ventionen pro Hektar kompensiert. Absehbar ist, dass diese in Zukunft eher sinken als stei-
gen werden, im Gegensatz zu den Kosten.  
 
Der Wettbewerbsdruck auf den nationalen Agrarmarkt wird durch internationale Handelsab-
kommen weiter zunehmen. Es ist weder ordnungspolitisch sinnvoll noch sozial gerecht, 
wenn Betrieben durch Regulierung Kosten auferlegt werden, um ihnen diese anschließend 
über öffentliche Transfers zurückzuerstatten. Die Landwirtschaft in Brandenburg kann unter 
den gegebenen wirtschaftlichen Bedingungen auch die für jedes Land notwendige Ernäh-
rungssicherheit nicht mehr bieten.  

 
2 Vgl.u.a.Handeslblatt.com „Hohe Energiekosten, knappe Düngemittel, teure Rohstoffe: Nahrungsmittel wer-
den 2022 wohl deutlich teurer in: Darum dürften Nahrungsmittel 2022 deutlich teurer werden (29.11.2021), 
abgerufen am 14.04.2026 
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Bei der öffentlichen Beschaffung ist der Staat nicht Regulierer, sondern Nachfrager. Es ist 
legitim und geboten, dass die öffentliche Hand bei der eigenen Beschaffung regionale Her-
kunft und kurze Transportwege als Qualitätskriterien wertet. Dies ist kein Eingriff in den 
Markt, sondern eine bewusste Beschaffungsentscheidung, wie sie jedem privaten Einkäufer 
ebenfalls offensteht.  
 
Transparente Herkunftskennzeichnung ermöglicht dem Verbraucher eine informierte Wahl 
und damit den marktwirtschaftlichen Mechanismus, über den sich regionale Qualität durch-
setzt.  

 

 

 


